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1. „Administrative Sicherheitsstruktur“?

Gerichte

Exekutive

Regierung Administration
(Polizei, 

Legislative Judikative

Gesetze (StGB, PolG…)
Staatsanwalt

schaft

Gewaltenteilung – wozu?

Ordnungsbehörden…)

Verordnungen z.B. das 
Verbot, leere Flaschen zu 
sammeln, Alkoholverbot 

in der Öffentlichkeit, 
Bettelverbot

Verwaltung ausführendes Organ?
Verwaltungsstrafrecht < Strafrecht?

Kommentar:

Theoretisch klare Struktur, in der Realität leider immer wieder 
Üb h id B b i V dÜberschneidungen, z.B. bei Verordnungen 
(Videoüberwachung, öffentl. Ordnung); Ordnungsbehörden 
haben im Bereich der Ordnungswidrigkeiten (A und CH: 
Verwaltungsstrafrecht) teilw. quasi‐rechtsprechende 
Funktion (Geldbußen bis in den oberen 6‐stelligen Bereich, 
die als Geldstrafe über den Tagessatz nach § 40 StGB kaum 
erreicht werden können) Administration eigentlich“ nurerreicht werden können). Administration „eigentlich  nur 
ausführendes Organ, in der Realität teilweise selbst 
faktische Rechtsetzung.



13.06.2009

3

2. Föderalismus und Innere Sicherheit

Kommentar:

Probleme 
• bei der Umsetzung von Bundesgesetzen 

(Ermessensspielraum), 
• bei unterschiedlicher Strafzumessung und 
• bei unterschiedlichen lokaler Rechtskultur. 

Föderalismus und seine Probleme:Föderalismus und seine Probleme: 
Unterschiedliche Polizeigesetze, Ordnungsbehörden 

unterschiedlich, Digitalfunk, Zusammenarbeit Polizei mit 
Katastrophenschutz, Feuerwehr, THW, Hilfsdienste u.a.
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3. Innere vs. äußerer Sicherheit? 
„Die Sicherheit Deutschlands wir nicht nur, aber auch 
am Hindukusch verteidigt“ (Verteidigungsminister Struck (SPD)

Klare und unstrittige Trennung 
zwischen Polizei und Bundeswehr zwischen Polizei und Bundeswehr 
bis in die 1990er Jahre

Zunehmend wird die  
Bundeswehr aber als 
„Hilfspolizei“ auch im Inland 
diskutiert (z.B. bei der WM 2006, 
Näheres dazu später), auch bei 
„asymmetrischen Bedrohungen“

http://rollmops.files.wordpress.com/2007/06/bundeswehr-hindukusch.jpg

„asymmetrischen Bedrohungen

Militär in den Städten?

Quelle: http://www.focus.de/politik/ausland/strassenkriminalitaet-berlusconi-schickt-soldaten_aid_322396.html
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Kommentar:
Ist Italien im Krieg? Wohl kaum, es sei denn, man verwendet den „War on 

Crime“ wie er erstmals in den 1960er Jahren in den USA erfunden“Crime , wie er erstmals in den 1960er Jahren in den USA „erfunden  
wurde. 

Wer ist für die Innere Sicherheit zuständig? Länderpolizei hat bedenkenlos 
den Zugriff der Bundespolizei auf Länderhoheit akzeptiert. Geht sie 
ähnlich jetzt mit dem Militär um?

Schäuble: Präventivschläge (2002)

Übernahme der amerikanischen Doktrin der Präventivschläge, 
um Massenvernichtungswaffen und Terrorismus zu bekämpfen: um Massenvernichtungswaffen und Terrorismus zu bekämpfen: 
"Man kann diese Gefahren aber nur vermeiden, indem man 
Anschläge und den Einsatz von Massenvernichtungswaffen 
verhindert. Mit Vergeltung, also einem Zweitschlag, schützen 
Sie unsere Bevölkerung nicht.“
Verfassungswidrig? 
Bundeswehr ist kein beliebig verwendbares Instrument der 
Außen- und Sicherheitspolitik. Art. 87a legt die Bundeswehr 
auf die Landesverteidigung festauf die Landesverteidigung fest.
Ausnahmen bestehen aufgrund von Art. 24 nur im Rahmen der 
UNO (BVerfG 1994) und nach Art. 35 bei einer 
Naturkatastrophe oder besonders schweren Unglücksfall.

Quelle Zitat Schäuble: Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 10. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 14. 
November 2002, S. 536; http://dip21.bundestag.de/dip21/btp/15/15010.pdf
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Von Mai 2003

http://www.bmvg.de/fileserving/PortalFiles/C1256EF40036B05B/N264XJ5C768MMISDE/VPR_BROSCHUERE.PDF?yw_repository=youatweb

4. Politik leitet Verwaltung? Wer (be)treibt 
Sicherheitspolitik? Beispiele.

a) Öffentliche Wahrnehmung

b) BGS/Bundespolizei

c) Gäfken und die Folterdiskussion

d) Flugzeugabschuss

e) G8-Gipfel, Spähpanzer und Flugaufklärung

f) Gemeinsames Terrorismuszentrum

g) Europol u.a.

h) Winnenden und die Folgen

i) Regionale Ordnungspolitik
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a) Öffentliche Wahrnehmung.
Oder: Wer oder was steuert die Politik?

Beispiel: Sexualmorde an Kindern
Wie viele pro Jahr?
In den letzten Jahren angestiegen?

Sexualmorde an Kindern, 1971-2006
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Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik
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http://www.uni-konstanz.de/FuF/Jura/heinz/Heinz-Wie-bedrohlich-ist-Jugendkriminalitaet.pdf

b) Bundesgrenzschutz (BGS) vs. Bundespolizei
Seit Juli 2005 heißt der ehemalige BGS Bundespolizei

Seit 1997 „Sicherheitsnetze“ und „
„Sicherheitspartnerschaften“, angeboten 
zuerst von IM Kanther

Schleichende Ausweitung der Befugnisse 
der Bundespolizei (vom Bfh. in die 
Innenstädte)

In der Folge auch: Public Private g
Partnerships (PPP)

GSG 9
http://www.cilip.de/ausgabe/59/netz.htm
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Kommentar:

„Die Umbenennung von Bundesgrenzschutz in Bundespolizei bildet die tatsächliche 
Aufgabenvielfalt ab. Denn die Bundespolizei nimmt schon lange über den Schutz der 
Grenzen hinausgehende besondere polizeiliche Aufgaben wahr. So ist die 
Bundespolizei auch Bahnpolizei. Sie ist auf zurzeit 15 Großflughäfen verantwortlich 
für den Schutz vor Angriffen gegen die Sicherheit des Luftverkehrs Sie schütztfür den Schutz vor Angriffen gegen die Sicherheit des Luftverkehrs. Sie schützt 
Verfassungsorgane des Bundes, ist zuständig für die Verfolgung von Straftaten 
sowie Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten in ihren 
Aufgabenbereichen, sie wirkt an polizeilichen Aufgaben im Ausland ebenso mit wie 
am Schutz deutscher diplomatischer und konsularischer Vertretungen im Ausland 
und von Auslandsstationen der Lufthansa. … Die Bundespolizei unterstützt ferner das 
Bundeskriminalamt bei der Wahrnehmung von Aufgaben des Personenschutzes und 
erfüllt Aufgaben auf der Nord‐ und Ostsee einschließlich des Umweltschutzes. Mit 
ihren Verbandskräften steht sie auch den Polizeien der Länder auf Anforderung zur f f f g
Unterstützung, insbesondere bei Großeinsätzen, aber auch zur Hilfeleistung bei 
Katastrophen und besonders schweren Unglücksfällen zu Verfügung. Die 
Bundespolizei wird auch in Zukunft den Landespolizeien selbstverständlich keine 
Konkurrenz machen. Die bewährte Zusammenarbeit wird fortgesetzt.“; Quelle:    
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Standardartikel/DE/Themen/Sicherheit/Bundespolizei/B
undesgrenzschutz_heisst_Bundespolizei.html?nn=107212

BGS 
„immer 
und 
überall“?
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c) Gäfgen und die Folter (2002)

Disk. um „Rettungsfolter“ und Forderung von 
Straffreiheit für PolizistenStraffreiheit für Polizisten
Gilt Art. 3 EMRK noch ? (Verbot der Folter und 
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung)
Gerechtfertigt wird die sog. „Rettungsfolter“ jetzt in 
den neuesten Ausgabe des GG-Kommentars von 
Maunz/Dürig durch Herdegen.
Folter in D: bis 1828Folter in D: bis 1828
in Spanien bis 1980er Jahre
USA: bis heute? („Folter als Gewohn-

heitsrecht“?) (Norman Birnbaum)

Kommentar:
Der Gerichtshof urteilte mit 6 zu 1 Stimmen, dass Gäfgen zwar Opfer einer Verletzung von Art. 3 EMRK (Verbot der Folter 

und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung) geworden sei, den Opferstatus bei Einleitung des Verfahrens 
vor dem EGMR aber verloren habe, weil die deutschen Gerichte – allen voran das Bundesverfassungsgericht – die 
Vernehmungsmethode als Verstoß gegen Art. 3 anerkannt hätten, die beiden Polizeibeamten strafrechtlich verurteilt 
worden waren und das durch verbotene Vernehmungsmethoden erlangte Geständnis im Strafverfahren nicht gegen 
Gäfgen verwertet wurde. Auch das Bundesverfassungsgericht hatte, als es die Beschwerde Gäfgens abwies, an die 
Ausnahmslosigkeit des Folterverbots erinnert: „Denn die Anwendung von Folter macht die Vernehmungsperson zum 
bl ß Obj kt d V b h b kä f t V l t ih f htli h hüt t i l W tbloßen Objekt der Verbrechensbekämpfung unter Verletzung ihres verfassungsrechtlich geschützten sozialen Wert‐
und Achtungsanspruchs und zerstört grundlegende Voraussetzungen der individuellen und sozialen Existenz des 
Menschen.“ Das Gericht stellte neben dem Schuldspruch fest, dass eine Geldstrafe von 90  Tagessätzen zu je 120 Euro 
(insgesamt 10.800 Euro) gegen Daschner und von 60 Tagessätzen zu je 60 Euro (insgesamt 3.600 Euro) gegen Ennigkeit
tat‐ und schuldangemessen seien, verwarnte beide und behielt im Sinne einer Verwarnung mit Strafvorbehalt nach §
59  StGB die Verurteilung zu den genannten Geldstrafen vor, wobei eine Bewährungszeit von einem Jahr festgesetzt 
wurde. Damit bewegte sich das Gericht nach einhelliger Meinung an der absolut untersten Grenze einer 
strafrechtlichen Reaktion, da das Gesetz in derartigen Fällen grundsätzlich Freiheitsstrafen zwischen sechs Monaten 
und fünf Jahren vorsieht. Allerdings sah das Gericht in diesem Fall trotz Vorliegens des Regelbeispiels des § 240 Abs. 4 
Nr. 3 StGB „massiv mildernde Umstände, die der Anwendung des erhöhten Strafrahmens [...] entgegenstehen und ihn 
als unangemessen erscheinen lassen“. Die Verwarnung mit Strafvorbehalt ist ein Reaktionsmittel eigener Art. Sie setzt 
einen Schuldspruch voraus, stellt aber zunächst (und bei Bewährung endgültig) nicht die Verhängung der 
vorbehaltenen Strafe dar. Aufgrund Fristablaufs wurde der Vorbehalt gegenstandslos. Daschner ist daher nicht 
vorbestraft. 

Herdegen schreibt in dem aktuellen GG‐Kommentar von Maunz/Dürig, dass sich der Menschenwürdeanspruch erst aus 
einer wertenden Gesamtbetrachtung ergäbe. Ansonsten müsse der Schutz auf Verfolgungen aus rassisch‐ethnischen 
Gründen begrenzt werden ‐  oder aber das strikte Verbot jedes würderelevanten Eingriffs erstickt die 
Handlungsfähigkeit staatlicher Organe . Neue Ausführungen macht er darin insbesondere zur so genannten 
     Rettungsfolter, für die er keine befriedigende Lösung sieht. Andererseits ließe eine Relativierung des Folterverbots [...] 
von einem völlig abwägungsfreien    Würdekern wenig übrig. Notfalls müsse der Schutz hochrangiger Rechtsgüter bei 
den Rechtsfolgen berücksichtigt werden.
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d) Flugzeugabschuss

Gesetzesentwurf von 2004 wurde 2006 vom 
BV fG ( fü  f id i  klä t BVerfG (1 BvR 357/05) für verfassungswidrig erklärt 
http://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/rs20060215_1bvr035705.html

2007: Verteidigungsminister Jung erklärt, dass 
er bei einem Terrorangriff ein entführtes 
Passagierflugzeug abschießen lassen würde, 
auch ohne gesetzliche Grundlage.

Kommentar:
Mit dem Luftsicherheitsgesetz und dessen so genannter Abschussbefugnis hatte der Bundestag versucht, 

klare Antworten und den Sicherheitskräften eine eindeutige Rechtsgrundlage für ihre Entscheidung 
zu geben. Der Versuch ist vorerst gescheitert. Aber auch nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts bleibt eine gesetzliche Lösung des moralischen Dilemmas weiter aller 
Anstrengungen wert. 

Bundeswehr als Hilfspolizei?
Die Forderung nach einem Bundeswehr‐Einsatz verkennt die Unterschiede zwischen Polizei und 
Militär. 

Zypries: Die Bundeswehr ist keine Polizei mit schweren Waffen und Kriegsführung ist keineZypries: Die Bundeswehr ist keine Polizei mit schweren Waffen, und Kriegsführung ist keine 
Steigerungsform polizeilicher Gefahrenabwehr. Terrorismus und seine Bekämpfung sind kein 
Bürgerkrieg. Und wir sollten diesen Eindruck auch nicht dadurch erwecken, dass wir die Grenzen 
zwischen Polizei und Militär auflösen und im Frieden Soldaten auf die Straßen schicken. Islamistische 
Terroristen sind Kriminelle und die Verbrechensbekämpfung ist bei unserer Polizei in guten Händen. 
Polizei und Justiz dagegen haben Erfahrung mit asymmetrischen Auseinandersetzungen, denn bei der 
Verbrechensbekämpfung haben sie es seit jeher mit einem Gegner zu tun, der im Verborgenen agiert. 
Mit ihren Mitteln und Fähigkeiten müssen wir präventiv tätig werden und verhindern, dass es 
überhaupt zu einem Anschlagsversuch kommt. Wenn die Bundeswehr in Afghanistan oder anderen 
Krisengebieten hilfsweise auch polizeiliche Aufgaben übernimmt, dann tut sie dies nur, weil dort 
(noch) keine funktionierende Polizei existiert und die Sicherheitslage eine Entsendung ziviler 
Ordnungshüter nicht zulässt. Trotz der Trennung zwischen Streitkräften und Polizei ist eine enge 
Z b it d iti U t tüt lb t tä dli h B i N t k t t h dZusammenarbeit und gegenseitige Unterstützung selbstverständlich. Bei Naturkatastrophen und 
"besonders schweren Unglücksfällen" erlaubt Artikel 35 des Grundgesetzes schon heute, dass die 
Bundeswehr zum Bevölkerungsschutz Amtshilfe leistet. Selbstverständlich können auch ein 
terroristischer Angriff und seine Auswirkungen ein "besonders schwerer Unglücksfall" sein, und 
natürlich kann die Bundeswehr auch bei der Fußballweltmeisterschaft technische Hilfe leisten, mit 
Sanitätseinrichtungen, bei der ABC‐Abwehr oder zur Luftaufklärung mit Awacs‐Fluggeräten. Für all 
das brauchen wir aber keine Grundgesetzänderung. 

Warum aber tut man sich dann so schwer mit privaten Sicherheitsdiensten?
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e) Einsatz der Bundeswehr beim 
G-8-Gipfel 2007 in Heiligendamm

Neun Spähpanzer 14 BW-Neun Spähpanzer 14 BW
Flugzeuge waren im Einsatz 
6 x Flugaufklärung mit 
Bundeswehr-Tornados, einmal 
in 112 Meter Höhe über das 
Camp der Protestierer
Was wurde geschützt? Ein 
Maisfeld?
Befugnisnorm?
Befehlskette? angefordert von der 
Polizei‐Sondereinheit, ohne 
Rücksprache mit dem Innenministerium 
(str.!) und ohne Genehmigung durch 
den Bundesverteidigungsminister

http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,489914,00.html

f) Gemeinsames Terrorismus 
Abwehrzentrum in Berlin (GTAZ) – Auf-
hebung des Trennungsgebotes des GG?

220 B t  d  B d k i i l t  V f h t  220 Beamte von dem Bundeskriminalamt, Verfassungsschutz, 
Bundesnachrichtendienst, Zollkriminalamt und Militärischem 
Abschirmdienst, sowie Vertreter der Landeskriminalämter, der 
Bundespolizei und dem Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge
Eingerichtet Dezember 2004 (!) als „Lage- und Analysezentrum 
zur Terrorabwehr“
BKA: 100, Bundesamt für Verfassungsschutz:  mehr als 50; 
Z ä li h 50 i  F hk äf  d  b ili  Zusätzlich 50 weitere Fachkräfte „der beteiligten 
Sicherheitsbehörden aus Bund und Ländern“
Die Bundesländer haben der Einrichtung „ganz überwiegend“ 
zugestimmt (Schily 2004)
Quelle: http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/100/1610007.pdf
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Kommentar:
Am 4. September 2006 haben sich die Innenminister der Länder auf die Eckpunkte eines 

Gesetzentwurfs zur Errichtung gemeinsamer Ermittlungsdateien von Polizei und 
Geheimdiensten geeinigt. Die Forderung nach einer solchen Datei ist nicht neu: Bereits 
2004 brachte der damalige Innenminister Otto Schily eine "Islamistendatei" ins Spiel, in 
der Folgezeit war immer wieder eine Indexdatei in der Diskussion, in der alle zu einer 
Person datenführenden Behörden aufgelistet werden. Der Entwurf geht über diese g g
Vorschläge jedoch weit hinaus: Er schlägt nicht nur eine Volltextdatei vor, sondern führt 
unter vagen Voraussetzungen eine Speicherpflicht der Behörden für einen sehr weiten 
Personenkreis ein. Zudem wird mit der "projektbezogenen Zusammenarbeit" der 
Sicherheitsbehörden eine organisatorische Zusammenarbeit festgeschrieben, die 
(möglicherweise) gegen das Trennungsgebot verstößt. Quelle: http://www.humanistische‐
union.de/themen/innere_sicherheit/terror/antiterror_datei/

Die Einführung der Datei wurde am 1. Dezember 2006 mit den Stimmen der großen 
Koalition beschlossen. Alle Oppositionsparteien stimmten dagegen. Während der 
Bundesdatenschutzbeauftragte und der Deutsche Anwaltsverein ablehnten, weil zu viele 
Daten aus dem Umfeld Betroffener gesammelt werden und das Trennungsgebot für 
Polizei und Geheimdienste verletzt wird, begrüßte die Deutsche Polizeigewerkschaft den 
Beschluss. Der Grüne Abgeordnete Wolfgang Wieland sagte in der Debatte, das Gesetz 
atme „den Geist des Überwachungsstaates.“ Die Aufhebung der Trennung zwischen 
Polizei und Geheimdiensten verstößt möglicherweise gegen das Grundgesetz. Quelle: 
http://de.wikipedia.org/wiki/Antiterrordatei

g) Europol, OLAF, Eurojust

Halbherzig, langsam. 2008: 600 Mitarbeiter, Budget € 66 Mio. 
zum Vgl : Polizei in D: 240 000  Budget???zum Vgl.: Polizei in D: 240.000, Budget???
Budget CEPOL: € 8 Mio. (weniger als eine der 17 FHs in D)

2. Preis beim Europol-Fotowettbewerb 2009 
http://www.europol.europa.eu/photocompetition/Winners_Europol_Photocompetition_2009.pdf

Europol-Personal  1994 - 2008
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h) Winnenden und das Waffenverbot

Reflexartige Forderung nach „schärferen 
Waffengesetzen“; dann Zurückrudern
Paintball-Verbot: Zuerst ja, dann nein.j ,
„Der Bochumer Kriminologe Thomas Feltes nimmt 
kein Blatt vor den Mund: "Das ist ein Paradebeispiel 
für symbolische Politik und Aktionismus." Es werde 
erneut ein Nebenschauplatz eröffnet. "Und das zeigt, 
dass das eigentliche Problem überhaupt nicht 
erkannt wurde“. Quelle: 
http://www.heute.de/ZDFheute/inhalt/0/0,3672,7584224,00.html?dr=1

i) Regionale Ordnungspolitik 

Test: 
Wo ist das Durchwühlen von Mülltonnen nach 
Pfandflaschen verboten? 
a)Iran
b)Texas
c)Singapur
d)Gelsenkirchen
e)Schaffhausen

Antwort: § 10 ObVO GE
„(1) Das Leeren und Durchsuchen 
außerhalb von Gebäuden befindlicher 
Abfallbehälter ist verboten.“ 
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Wem gehört die Stadt, die 
Straße, der öffentliche Raum?

Neue 
Versammlungs-
gesetze in BY 

dund BW!

Die Unwirtlichkeit unserer Städte: Anstiftung zum Unfrieden

Kommentar:
„Öffentliche Sicherheit und Ordnung werden allzu oft missbraucht, um die 

Vertreibung von unerwünschten Personengruppen insbesondere ausVertreibung von unerwünschten Personengruppen, insbesondere aus 
den Innenstädten, zu legitimieren.  Die Hauptursachen für den erhöhten 
Vertreibungsdruck sind die stark zunehmende Ökonomisierung und 
Privatisierung öffentlicher Räume (z.B. Hausrecht in Shoppingmalls, 
Einkaufs‐ und Ladenpassagen, auf Flächen der Deutschen Bahn AG, der 
kommunalen Verkehrsbetriebe, etc.) sowie diffuse Unsicherheitsgefühle 
und irrationale Kriminalitätsfurcht in der Bevölkerung“. „In dem 
Hamburger Senatsdrucksachenentwurf ‘Maßnahmen gegen die 
Unwirtlichkeit der Stadt’ geht es um die Beseitigung der sichtbaren 
Erscheinungsformen von städtischer Armut und die Verhinderung von 
‘Konzentration und Verfestigung’ sog. Randgruppen und das 
‘Sauberhalten repräsentativer Räume und Visitenkarten der Stadt’.“

s. Jörg Hutter: Wem gehört die Straße? - Kritische Anmerkungen zur neuen 
Ordnungs- und Sicherheitspolitik, in: DVJJ Mitgliederrundbrief, Bremer 
Regionalgruppe, 4. Jahrgang Nr. 3, Bremen 1998, S. 1-5.
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Öffentlichkeit, öffentlicher Raum und 
Demokratie

„Öffentlicher Raum“: Orte, für jeden frei und ohne 
Bezahlung zugänglich und nutzbar
Straßen  öffentliche Plätze  Gebäude  die frei zugänglich Straßen, öffentliche Plätze, Gebäude, die frei zugänglich 
sind und dem Staat gehören, große Teile der Natur
Einkaufszentren: nur scheinbar „öffentlich“
In der europäischen Tradition sind die Stadt und ihr 
„Raum“ physischer Ausdruck der Strukturierung von 
Raum und Zeit bzw. der Strukturierung des 
gemeinschaftlichen Lebens. 
Orte gemeinschaftlichen Handelns sind wichtig und Orte gemeinschaftlichen Handelns sind wichtig und 
konstitutiv für Gemeinschaft und Demokratie.
Ohne (tatsächl.) öffentliche Räume gibt es keine 
Gemeinschaft. Ausgrenzung bedeutet Deklassierung
Der öffentliche Raum ist Produkt der Gesellschaft und 
dient dieser als öffentliche Bühne, als Raum des 
Zusammenlebens.

Der Jurist fragt: Wem gehört die Parklücke?
Der Sozialwissenschaftler: Wem gehört die Stadt?

„Der öffentliche Raum als demokratisch definierte und 
somit allen Bürgern gleichermaßen zugängliche 
Sphäre ist ein relativ junges Phänomen, das sich aus Sphäre ist ein relativ junges Phänomen, das sich aus 
baulichen, politischen und sozialen Prozessen speist 
und unterschiedliche historische Wurzeln hat. Heute 
erscheinen uns dessen Rahmungen klar definiert. Da er 
von einer Jahrhunderte währenden Geschichte geprägt 
ist, gibt er den Bewohnern des Gemeinwesens 
Gefühle der Vertrautheit und Sicherheit. Auf der 
anderen Seite handelt sich meist um umstrittene 
urbane Zonen  die vielen verschiedenen Zielen und urbane Zonen, die vielen verschiedenen Zielen und 
Klassen gedient haben.“

Titus Simon, Öffentlichkeit und öffentliche Räume – Wem gehört die Stadt? In: 
D. Baum (Hrsg.): Die Stadt in der Sozialen Arbeit. Ein Handbuch für soziale 
und planende Berufe. 2007
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Kriminalisierung sozialer Randgruppen

„Öffentliche Sicherheit und Ordnung werden allzu oft 
missbraucht, um die Vertreibung von unerwünschten 
Personengruppen, insbesondere aus den Innenstädten, 
zu legitimieren. 
Di  H t h  fü  d  höht  V t ib d k Die Hauptursachen für den erhöhten Vertreibungsdruck 
sind die stark zunehmende Ökonomisierung und 
Privatisierung öffentlicher Räume (z.B. Hausrecht in 
Shoppingmalls, Einkaufs- und Ladenpassagen, auf Flächen 
der Deutschen Bahn AG, der kommunalen Verkehrs-
betriebe, etc.) sowie diffuse Unsicherheitsgefühle und 
irrationale Kriminalitätsfurcht in der Bevölkerung“.
„In dem Hamburger Senatsdrucksachenentwurf 
‘Maßnahmen gegen die Unwirtlichkeit der Stadt’ geht es Maßnahmen gegen die Unwirtlichkeit der Stadt  geht es 
um die Beseitigung der sichtbaren Erscheinungsformen 
von städtischer Armut und die Verhinderung von 
‘Konzentration und Verfestigung’ sog. Randgruppen und 
das ‘Sauberhalten repräsentativer Räume und 
Visitenkarten der Stadt’.“

Thomas Haug: Bußgelder, Platzverweise, Aufenthaltsverbote – die Vertreibung und Kriminalisierung sozialer Randgruppen im 
öffentlichen  Raum  http://www.emanzipart.de/Kriminalisierung%20sozialer%20Randgruppen.pdf Praktikum bei der Freiburger 
StrassenSchule e.V. und bei der „Haltestelle“; Christian Linde: Wem gehört die Straße? Sicherheits- und Ordnungsrecht gegen 
sichtbare Armut, Online im Internet: http://www.mieterschutzbundberlin.de/stadt/artikel/0001ges.shtm

Texas oder Gelsenkirchen?

1. Wo werden schäbig gekleidete und z.T. alkoholisierte Menschen 
aus Teilen des öffentlichen Raumes vertrieben während sauber 
gekleidete Menschen ein paar Meter weiter in Ruhe Bierchen zischen 
können? Iran (a), Texas (b), Singapur (c) oder Gelsenkirchen (d)?
2 Wo bekommt man für das Ausspucken eines Kaugummis auf den 2. Wo bekommt man für das Ausspucken eines Kaugummis auf den 
Bürgersteig eine Haftstrafe? Texas (a), Iran (b), Gelsenkirchen (c) 
oder Singapur(d)?
3. Wo ist das Durchwühlen von Mülltonnen nach Pfandflaschen 
verboten? Iran(a), Texas(b), Singapur(c) oder eben 
Gelsenkirchen(d)?
Quelle: http://dennis.initiative-links.com/2008/07/24/politisch/lex-hkp-oder-schwarzrote-anti-penner-verordnung/

§ 4: Es ist untersagt… 5. außerhalb gastronomischer Außenanlagen 
an und in Haltestellen des öffentlichen Personenverkehrs sowie auf 
den ang en enden fü  die Ben t ng de  Haltestellen d ch den angrenzenden für die Benutzung der Haltestellen durch 
Verkehrsteilnehmer unabdingbar notwendigen Verkehrs-flächen 
(mindestens im Bereich von einem Radius von 20 Metern um die 
jeweilige Haltestelle) alkoholische Getränke oder andere 
berauschende Mittel zu konsumieren bzw. sich ohne konkrete 
Reiseabsicht in einem nach außen deutlich sichtbaren 
Rauschzustand dort aufzuhalten (Ordnungsbehördliche Verordnung Gelsenkirchen von 2008;  

http://stadt.gelsenkirchen.de/Virtuelles_Rathaus/Ortsrecht/OrdnungsbehVerordnung.pdf



13.06.2009

18

Polizeiverordnung zur Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung auf öffentlichen 
Straßen und Anlagen und zur Abwehr von verhaltensbedingten Gefahren im Stadtkreis 
Mannheim von 2004 http://www.mannheim.de/io2/download/webseiten/politik/aemter/fb31/downloads/allg_polizeiverordnung.pdf?disposition=inline

§ 7 Verhaltensbedingte Gefahren in der Öffentlichkeit
(1) Es ist untersagt, sich im Zustand von Trunkenheit oder 
unter Einfluss sonstiger berauschender Mittel auf Straßen, in g ,
unterirdischen Anlagen und Grün- und Freizeitanlagen 
aufzuhalten, sofern tatsächliche Umstände die Annahme 
rechtfertigen, dass hierdurch andere - insbesondere durch 
Lärmen oder Aufdringlichkeit - grob belästigt oder 
behindert werden können. Dasselbe gilt für den 
unbefugten Aufenthalt zum ausschließlichen oder 
überwiegenden Zwecke des Alkoholgenusses in vom 
öffentlichen Straßenraum unmittelbar frei zugänglichen g g
Haus- oder Grundstücks-ein- /-zugängen.

Der Jurist fragt: Wo ist die konkrete Gefahr, und für was? Wie 
steht es um das Recht des freien Gebrauchs des Eigentums? 
Was ist mit Zechern, die aus einer Kneipe nach Hause wollen?

Zum Schluss: Auf welcher Seite 
stehen wir?

„Im Kontext der Globalisierung wandeln sich 
die Städte von Lebensräumen für alle 
Menschen hin zu rationell gestalteten Räumen 
fü  di  i t ti l  Wi t h ft lit  I  für die internationale Wirtschaftselite. In 
diesen funktionalisierten Städten scheint kein 
Platz zu sein für von der Norm abweichende 
und nicht konsumfähige Menschen. Immer 
mehr Städte erlassen (Verordnungen) mit dem 
Ziel, unliebsame, störende Personen aus den 
Stadtzentren zu verbannen.“

Zitat aus: Katholische Bundesarbeitsgemeinschaft Straffälligenhilfe im 
Deutschen Caritasverband: Integrieren statt ausgrenzen. Wider die 
Verdrängung und Kriminalisierung von sozialen Randgruppen im 
öffentlichen Raum der Innenstädte, in: neue caritas (Sonderdruck), Jg. 
104, Heft 13, 2003, S. 21-38



13.06.2009

19

5. Ergebnis, Teil 1 Kriminalpolitik

Immer schneller, schärfer, ausgrenzender
Herkömmliche Grundprinzipien des Rechts werden 
dabei bedenkenlos über Bord geworfendabei bedenkenlos über Bord geworfen
Statt Schutz von Rechtsgütern: Normen als „Türöffner“ 
für polizeiliche oder ordnungsbehördliche 
Präventionsmaßnahmen („Präventionsstrafrecht“, 
Gesinnungsstrafrecht)
Umbau vom freiheitlichen Rechtsstaat zum 
fürsorgenden Präventionsstaat“ (auch auf EU-Ebene)
Irrationale, symbolische Politik, die von Medien 
aufgegriffen und positiv verstärkt wird
Gesetze immer hektischer und schlampiger gemacht
Von Lobbygruppen und Lobbyvertretern in den 
Ministerien vorformuliert

Aktuelles Beispiel vom Mai 2009

Neues Staatsschutzstrafrecht in D (als § 89 a StGB)

• Vorbereitungshandlungen werden strafbar.

• Strafrechtliche Verantwortlichkeit ist primär an 
subjektiven Kriterien orientiert, 

• das Verhältnismäßigkeitsprinzip wird aufgegeben, 

• ebenso das Bestimmtheitsprinzip.
Referentenentwurf verfügbar unter 

http://www.brak.de/seiten/pdf/Gesetzesentwuerfe/2008/Ref_E_VeVo_Gewalt_04_2008.pdf

Den Gesetzentwurf hat der Deutsche Bundestag am 28.05.2009 verabschiedet. 
Diesem muss noch der Bundesrat zustimmen.
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5. Ergebnis, Teil 2 Administration 

Spiegelt unreflektiert die politische Grundlinie
M h  d h i  P li ikMacht dennoch eigene Politik
Nutzt die von der „großen“ Politik bereitete 
Stimmung für partikulare (kommerzielle) 
Interessen
„Vernünftige“, rationale Reformen der 
administrativen Sicherheitsstruktur unter diesen 
Bedingungen nicht möglichBedingungen nicht möglich
Politiker werden auf regionaler wie überregionaler 
Ebene zu Ge- und Vertriebenen
Ein Thema muss „vom Tisch“, keine mittel– oder 
gar langfristigen Analysen und Konzepte möglich 
Ausgrenzung von Randgruppen

Nachtrag: Zur DNA-Datei in GB vgl. 

http://www heise de/newsticker/Britische Gendatenbankhttp://www.heise.de/newsticker/Britische-Gendatenbank-
sammelt-Daten-einer-Million-Minderjaehriger--/meldung/119023

http://www.telegraph.co.uk/news/newstopics/politics/lawandor
der/3473483/More-than-one-million-added-to-the-DNA-
database-as-children.html

http://www.homeoffice.gov.uk/science-research/using-
science/dna-database/

Sowie neu: www.gendercrime.eu; www.policescience.info


